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 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 
 

Unternehmer 

Finanzverwaltung äußert sich zur neuen 
Rechtslage für Kleinunternehmer 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat in einem aktuellen 
Schreiben zur geänderten Rechtslage bei der Umsatzsteuer 
für Kleinunternehmer ab 1.1.2025 Stellung genommen. Das 
Schreiben gilt für Umsätze, die nach dem 31.12.2024 er-
bracht werden. 

 

Hintergrund: Kleinunternehmer, die bestimmte Umsatzgren-
zen nicht überschreiten, brauchen keine Umsatzsteuer ab-
zuführen. Sie sind dann auch nicht zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt. Der Gesetzgeber hat ab dem Jahr 2025 neue Um-
satzgrenzen eingeführt und behandelt die Umsätze eines 
Kleinunternehmers nunmehr als umsatzsteuerfrei. Ab 2025 
darf der Gesamtumsatz im vorangegangenen Kalender-
jahr nicht höher als 25.000 € gewesen sein und im laufen-
den Kalenderjahr 100.000 € nicht überschreiten. Ein Un-
ternehmer, der die Umsatzgrenzen nicht überschreitet, kann 
auf die Kleinunternehmerregelung verzichten; er muss dann 
Umsatzsteuer in Rechnung stellen und an das Finanzamt 
abführen und ist im Gegenzug vorsteuerabzugsberechtigt. 
An den Verzicht ist der Unternehmer fünf Kalenderjahre ge-
bunden. 
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Wesentlicher Inhalt des BMF-Schreibens: 
n Sollte ein Kleinunternehmer künftig Umsatzsteuer in einer 

Rechnung ausweisen, obwohl er umsatzsteuerfreie Um-
sätze erbringt, muss er die Umsatzsteuer aufgrund eines 
unrichtigen Steuerausweises an das Finanzamt abführen. 
Hinweis: Dies gilt nicht, wenn der Kleinunternehmer die 
Leistung tatsächlich ausgeführt und die Rechnung an ei-
nen Endverbraucher ausgestellt hat, der nicht zum Vor-
steuerabzug berechtigt ist; denn dann droht keine Gefähr-
dung des Umsatzsteueraufkommens. 

n Ein Kleinunternehmer kann eine vereinfachte Rechnung 
ausstellen, in der u. a. Name und Anschrift des Kleinunter-
nehmers sowie seines Vertragspartners, die Steuernum-
mer bzw. Umsatzsteuer-Identifikationsnummer oder Klein-
unternehmer-Identifikationsnummer des Kleinunterneh-
mers, das Rechnungsdatum, die Menge und die Art der ge-
lieferten Gegenstände bzw. der Umfang und die Art der 
sonstigen Leistung sowie das Entgelt enthalten sind. 
Hinweis: Diese vereinfachte Rechnung muss einen Hin-
weis darauf enthalten, dass die Steuerbefreiung für Klein-
unternehmer gilt. Der Hinweis „steuerfreier Kleinunterneh-
mer“ genügt. 

n Die Rechnung eines Kleinunternehmers muss nicht elekt-
ronisch ausgestellt, sondern kann in Papierform erstellt 
werden. Mit Zustimmung des Leistungsempfängers ist die 
Ausstellung einer elektronischen Rechnung aber möglich. 

n Die Stellung als Kleinunternehmer endet, sobald im laufen-
den Kalenderjahr die Umsatzgrenze von 100.000 € über-
schritten wird. Bereits der erste Umsatz, mit dem diese 
Grenze überschritten wird, ist nicht mehr umsatzsteuerfrei, 
sondern umsatzsteuerpflichtig. 
Beispiel: U hat im Vorjahr die Umsatzgrenze von 25.000 € 
nicht überschritten. Im laufenden Kalenderjahr beträgt sein 
Gesamtumsatz bislang 70.000 €. Ein neuer Kunde kommt 
nun zu U und kauft einen Gegenstand für 50.000 €. Dieser 
Umsatz ist nicht mehr umsatzsteuerfrei, sondern unterliegt 
vollständig der Umsatzsteuer. Bezüglich der Überschrei-
tung kommt es auf den Zeitpunkt der Vereinnahmung des 
Entgelts an. 
Hinweis: Für Kleinunternehmer ist es daher wichtig, die ak-
tuelle Umsatzhöhe im Blick zu behalten, weil der Wechsel 
zur regulären Umsatzbesteuerung theoretisch mit dem 
nächsten Umsatz eintreten kann, wenn hierdurch die Um-
satzgrenze von 100.000 € überschritten wird. 

n Nimmt der Unternehmer seine Tätigkeit im Laufe eines Ka-
lenderjahres neu auf, kommt es für die Beurteilung, ob er 
Kleinunternehmer ist, allein auf den tatsächlichen inländi-
schen Gesamtumsatz des laufenden Kalenderjahres an. 
Dabei gilt eine Umsatzgrenze von 25.000 €, nicht jedoch in 
Höhe von 100.000 €. 

n Der Unternehmer kann auf die Kleinunternehmerregelung 
verzichten und wird dann wie ein regulärer Unternehmer 
behandelt, sodass er Umsatzsteuer in Rechnung stellen 
und an das Finanzamt abführen muss, dafür aber vorsteu-
erabzugsberechtigt ist. Der Verzicht bindet den Unterneh-
mer mindestens für fünf Kalenderjahre. Anschließend kann 
der Unternehmer den Verzicht mit Wirkung von Beginn ei-
nes darauffolgenden Kalenderjahres an widerrufen. 

Hinweis: Der Verzicht auf die Kleinunternehmerregelung 
muss nach der Neuregelung bis zum letzten Tag des Mo-
nats Februar des übernächsten Jahres erklärt werden, für 
2025 also bis zum 28.2.2027. 

n Hat ein Unternehmer bereits vor dem 1.1.2025 auf die 
Kleinunternehmerregelung verzichtet, ist er insgesamt fünf 
Kalenderjahre an diesen Verzicht gebunden, und zwar 
über den 1.1.2025 hinaus. 

Hinweis: Für den Besteuerungszeitraum 2024 muss der 
Verzicht auf die Kleinunternehmerregelung nach der bishe-
rigen Regelung bis zum 31.12.2026 erklärt werden. 

Hinweis: Neu ist ferner, dass ein Unternehmer ab 2025 auch 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat als Kleinunternehmer 
auftreten darf. Der Jahresumsatz in der EU darf dann im vo-
rangegangenen Jahr sowie im laufenden Jahr 100.000 € 
nicht überschreiten; außerdem muss der Unternehmer über 
eine gültige Kleinunternehmer-Identifikationsnummer verfü-
gen. Der Unternehmer darf zudem in dem anderen EU-Staat 
die dortigen Umsatzgrenzen für Kleinunternehmer nicht 
überschreiten. Damit die Einhaltung der Umsatzgrenze 
überwacht werden kann, muss der Unternehmer an einem 
besonderen Meldeverfahren für Kleinunternehmer beim 
Bundeszentralamt für Steuern teilnehmen und vierteljährlich 
eine sog. Umsatzmeldung abgeben. Das aktuelle Schreiben 
des BMF enthält hierzu ebenfalls zahlreiche Ausführungen. 

 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Kein Werbungskostenabzug für Umzug 
zur Begründung eines häuslichen 
Arbeitszimmers 
Die Kosten eines Arbeitnehmers für den Umzug in eine grö-
ßere Wohnung, um dort erstmals ein häusliches Arbeitszim-
mer begründen zu können, sind nicht als Werbungskosten 
absetzbar. Denn ein Umzug in eine größere Wohnung ist 
stets auch privat veranlasst. 

Hintergrund: Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung der Einnahmen sind als Werbungskosten abzieh-
bar. 

Sachverhalt: Die Kläger waren Eheleute und als Arbeitneh-
mer in Hamburg beschäftigt. Sie lebten mit ihrer fünf Jahre 
alten Tochter in einer 65 qm großen Drei-Zimmer-Wohnung, 
in der es kein häusliches Arbeitszimmer gab. Zum 30.6.2020 
wechselte der Kläger den Arbeitgeber. Um auch von zu 
Hause aus arbeiten zu können, zogen die Kläger zum Juli 
2020 in eine ca. 110 qm große Fünf-Zimmer-Wohnung um, 
in der sie zwei häusliche Arbeitszimmer einrichteten. Die 
Kläger machten die Umzugskosten in Höhe von ca. 4.200 € 
als Werbungskosten geltend, die das Finanzamt nicht aner-
kannte. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die hierge-
gen gerichtete Klage ab: 

n Grundsätzlich sind Umzugskosten privat veranlasst und 
daher nicht als Werbungskosten abziehbar. 
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n Ausnahmsweise können Umzugskosten jedoch als Wer-
bungskosten abgezogen werden, wenn der entscheidende 
Grund für den Umzug die berufliche Tätigkeit des Arbeit-
nehmers ist und wenn private Umstände eine allenfalls un-
tergeordnete Rolle spielen. Dies ist etwa der Fall, wenn 
sich aufgrund des Umzugs die tägliche Fahrzeit zur Arbeit 
um mindestens eine Stunde verkürzt. Auch der Ein- bzw. 
Auszug aus einer Dienstwohnung können hierzu gehören. 

n Die berufliche Veranlassung muss sich auf objektiv fest-
stellbare Umstände stützen lassen. Dies erfordert das Ge-
bot der Rechtssicherheit. Allein die Absicht, erstmals über 
ein häusliches Arbeitszimmer verfügen zu können, genügt 
nicht, weil die Wahl einer Wohnung auch vom Geschmack, 
von den Lebensgewohnheiten, den finanziellen Mitteln und 
der familiären Situation abhängig ist. So konnten die Kläger 
jetzt z. B. ihr neues Wohnzimmer ausschließlich für private 
Zwecke nutzen und mussten es nicht mit einer oder gar 
zwei Arbeitsecken ausstatten. Daher sind die entstande-
nen Umzugskosten der privaten Lebensführung zuzuord-
nen und nicht als Werbungskosten abziehbar. 

Hinweise: Abziehbar waren im Streitfall jedoch die Kosten 
für die häuslichen Arbeitszimmer. 

Die Entscheidung des BFH ist nicht unproblematisch, weil 
sich die Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer seit der 
Corona-Krise geändert haben. Teilweise wird von Arbeitneh-
mern erwartet, dass sie im häuslichen Arbeitszimmer arbei-
ten. Dies galt insbesondere im Streitjahr 2020, als die 
Corona-Krise begann. Der BFH sieht in seiner aktuellen Ent-
scheidung diese Problematik, verneint aber dennoch eine 
maßgebliche berufliche Veranlassung des Umzugs. 

 

Leasing-Sonderzahlung bei beruflichen 
Fahrten eines Arbeitnehmers 
Nutzt ein angestellter Außendienstmitarbeiter für seine Au-
ßendienstfahrten einen geleasten Pkw, für den er eine Lea-
sing-Sonderzahlung geleistet hat, ist die Leasing-Sonder-
zahlung für die Berechnung der Kilometerkosten auf die 
Dauer des Leasingvertrags zu verteilen. Gleiches gilt für an-
dere Zahlungen des Arbeitnehmers, die sich auf den Lea-
singzeitraum erstrecken, z. B. Kosten für einen Satz Reifen. 

Hintergrund: Fahrkosten des Arbeitnehmers für Fahrten 
zwischen seiner Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte 
sind grundsätzlich nur mit der Entfernungspauschale von 
0,30 € pro Entfernungskilometer (ab dem 21. Entfernungski-
lometer: 0,38 €) anzusetzen. Für sonstige berufliche Fahr-
ten kann der Arbeitnehmer jedoch die tatsächlichen Kfz-
Kosten absetzen, alternativ eine Pauschale nach dem Bun-
desreisekostengesetz von 0,30 € pro gefahrenen Kilometer. 
Sachverhalt: Der Kläger war angestellter Außendienstmitar-
beiter und nutzte für seine sonstigen beruflichen Fahrten zu 
den Kunden seines Arbeitgebers einen BMW, den er im De-
zember 2018 für drei Jahre leaste. Noch im Dezember 2018 
leistete er eine Leasing-Sonderzahlung in Höhe von 
15.000 €; außerdem erwarb er noch einen weiteren Reifen-
satz. Bei der Ermittlung der tatsächlichen Kfz-Kosten für 
2018 setzte er die Leasing-Sonderzahlung sowie die Kosten 
für die Reifen jeweils im vollen Umfang bei den Kfz-Kosten 

an und ermittelte auf diese Weise einen Kilometersatz von 
0,93 €. Die im Dezember 2018 getätigten sonstigen berufli-
chen Fahrten bewertete er mit diesem Betrag, den das Fi-
nanzamt akzeptierte. Im Streitjahr 2019 wandte er ebenfalls 
den Kostenbetrag von 0,93 € pro gefahrenen Kilometer an. 
Das Finanzamt gewährte nun aber lediglich den Pauschal-
satz von 0,30 € pro gefahrenen Kilometer. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) hielt den vom 
Kläger ermittelten Kostenbetrag von 0,93 € gleichfalls für 
falsch, verwies die Sache jedoch zur weiteren Aufklärung an 
das Finanzgericht (FG) zurück: 

n Leistet ein Arbeitnehmer eine Leasing-Sonderzahlung für 
einen Pkw, den er für sonstige berufliche Fahrten nutzt, ist 
die Leasing-Sonderzahlung für Zwecke der Ermittlung der 
Kfz-Kosten für sonstige berufliche Fahrten auf den Lea-
singzeitraum zu verteilen. Bei einer dreijährigen Leasing-
dauer geht also ein Betrag von 5.000 € (1/3 von 15.000 €) 
in die Kfz-Kosten für 2019 ein. 

n Diese Verteilung von Kosten auf die Dauer des Leasing-
zeitraums ergibt sich aus einer sog. wertenden Zuord-
nung, die der BFH im Bereich der Einnahmen-Über-
schussrechnung vor Kurzem entwickelt hat und die nach 
dem aktuellen Urteil auch für Arbeitnehmer gilt. 

n Gleiches gilt für diejenigen Kosten für eine Sonderausstat-
tung (wie einen weiteren Reifensatz), die sich ebenfalls auf 
den Leasing-Zeitraum erstrecken. Auch hier ist eine Vertei-
lung der Kosten auf den Leasing-Zeitraum vorzunehmen. 

n Der für 2018 ermittelte Kostenbetrag pro Kilometer in Höhe 
von 0,93 € kann somit für 2019 nicht übernommen werden, 
weil im Jahr 2018 die Leasing-Sonderzahlung sowie die 
Kosten für die Sonderausstattung (Reifensatz) vollständig 
in die Kosten eingeflossen ist, anstatt nur mit 1/36 (für De-
zember 2018) berücksichtigt zu werden. 

n Das Finanzgericht muss nun eine Berechnung für 2019 
durchführen und darf dabei die Kosten für die Leasing-Son-
derzahlung sowie für die Sonderausstattung nur anteilig 
berücksichtigen, um so den zutreffenden Kostenbetrag für 
2019 zu ermitteln. 

Hinweise: An sich gilt das sog. Abflussprinzip für Arbeitneh-
mer und solche Unternehmer, die ihren Gewinn durch Ein-
nahmen-Überschussrechnung ermitteln. Danach müsste die 
Leasing-Sonderzahlung sowie die Zahlung für die Sonder-
ausstattung im Jahr 2018 angesetzt werden, weil der Kläger 
die Zahlungen im Dezember 2018 geleistet hat. Von diesem 
Grundsatz weicht der BFH seit Kurzem ab; vermutlich will er 
Gestaltungen verhindern, bei denen durch eine Leasing-
Sonderzahlung ein hoher steuerlicher Abzug erreicht wer-
den soll. 
Mit dem aktuellen Urteil ändert der BFH seine Rechtspre-
chung auch in Bezug auf Arbeitnehmer. Nach bisheriger 
Rechtsprechung wäre die im Dezember 2018 geleistete Lea-
sing-Sonderzahlung in die Kfz-Kosten des Jahres 2018 ein-
gegangen. 
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Vermieter 

Zahlungen in die 
Instandhaltungsrücklage einer WEG 
Einzahlungen des Eigentümers einer vermieteten Eigen-
tumswohnung in die Instandhaltungsrücklage der Woh-
nungseigentümergemeinschaft (WEG) sind erst dann als 
Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung zu berücksichtigen, wenn und soweit die In-
standhaltungsrücklage für Erhaltungsmaßnahmen ver-
braucht wird. Die Einzahlung wirkt sich damit noch nicht 
steuerlich aus. 

Hintergrund: WEG sind verpflichtet, eine Instandhaltungs-
rücklage für künftige Erhaltungsmaßnahmen zu bilden; seit 
dem Jahr 2020 heißt diese Rücklage Erhaltungsrücklage. 
Außerdem sind WEG seit dem Jahr 2020 rechtsfähig, so 
dass die Instandhaltungsrücklage allein der WEG zusteht 
und nicht mehr anteilig dem jeweiligen Wohnungseigentü-
mer. 

Sachverhalt: Die Kläger vermieteten Eigentumswohnungen 
und zahlten im Streitjahr 2021 insgesamt ca. 1.300 € in die 
Instandhaltungsrücklagen der WEG ein; die Rücklagen wur-
den im Jahr 2021 nicht für Erhaltungsmaßnahmen verwen-
det. Die Kläger machten die Einzahlungen als Werbungs-
kosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 
geltend, die das Finanzamt nicht anerkannte. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die hierge-
gen gerichtete Klage ab: 

n Der Abzug von Zahlungen als Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung setzt einen 
steuerlichen Veranlassungszusammenhang zu den Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung voraus. Dieser 
Veranlassungszusammenhang entsteht erst mit dem Ver-
brauch der Instandhaltungsrücklage für Zwecke der In-
standhaltung bzw. Erhaltung. Erst dann kann beurteilt wer-
den, ob die von der WEG durchgeführte Maßnahme auch 
steuerlich als Erhaltungsmaßnahme zu beurteilen ist. 

n Zwar ist die Rücklage zweckgebunden und darf daher nur 
für Erhaltungsmaßnahmen, nicht aber für Herstellungsar-
beiten verwendet werden. Steuerlich können Erhaltungs-
maßnahmen jedoch unter bestimmten Voraussetzungen 
durchaus zu aktivieren sein, so dass sie nur über die Nut-
zungsdauer abgeschrieben werden können, z. B. anschaf-
fungsnahe Aufwendungen, die innerhalb von drei Jahren 
nach Anschaffung getätigt werden und die (ohne Umsatz-
steuer) 15 % der Anschaffungskosten des Gebäudes über-
steigen. 

n Die im Jahr 2020 eingeführte Rechtsfähigkeit von WEG än-
dert hieran nichts. Zwar gehört die Instandhaltungsrück-
lage nunmehr zum Gemeinschaftsvermögen der WEG und 
nicht mehr anteilig deren Mitgliedern. Hierbei handelt es 
sich jedoch nur um eine zivilrechtliche Änderung, während 
im Einkommensteuerrecht eine wirtschaftliche Betrach-
tungsweise gilt. Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise 
bleibt der Wohnungseigentümer am Bestand der Rücklage 
beteiligt und hat auch weiterhin einen Anspruch auf Bezah-
lung künftiger Erhaltungsaufwendungen aus den Mitteln 
der Rücklage. 

Hinweise: Im Bereich der Vermietungseinkünfte ändert sich 
damit durch die Reform des Rechts der WEG nichts. Der 
BFH hält an seiner bisherigen Rechtsprechung fest und stellt 
auf den Verbrauch der Instandhaltungsrücklage ab und nicht 
auf die Einzahlung. 

Im Bereich der Bilanzierung ist noch eine Revision beim BFH 
anhängig. In diesem Verfahren geht es um den Erwerb einer 
Eigentumswohnung, die dem Betriebsvermögen des bilan-
zierenden Unternehmers zuzuordnen ist, und damit um die 
Frage, ob der auf die Instandhaltungsrücklage entfallende 
Anteil des Kaufpreises als Wirtschaftsgut zu aktivieren oder 
sofort abziehbar ist. Sollte es auch im Bilanzierungsbereich 
bei der bisherigen Rechtsprechung bleiben, müsste der auf 
die Instandhaltungsrücklage entfallende Anteil des Kaufprei-
ses als Wirtschaftsgut (Forderung) aktiviert werden. 

Im Bereich der Grunderwerbsteuer geht der BFH aufgrund 
der Reform des Rechts der WEG davon aus, dass die In-
standhaltungsrücklage nur noch der WEG zusteht. Der Kauf-
preis entfällt damit vollständig auf den Erwerb der Eigen-
tumswohnung und bildet damit auch die Bemessungsgrund-
lage für die Grunderwerbsteuer. Bei der Grunderwerbsteuer 
gilt also eine rein zivilrechtliche Betrachtungsweise, während 
bei der Einkommensteuer eine wirtschaftliche Betrachtungs-
weise greift. 

 

Kapitalanleger 

Verlustverrechnungsbeschränkung für 
Darlehensverluste 
Die Verlustverrechnungsbeschränkung für Darlehensver-
luste und Verluste aus dem Verkauf wertloser Darlehensfor-
derungen, die bislang 20.000 € betrug und dafür sorgte, 
dass derartige Verluste nur in Höhe von 20.000 € mit positi-
ven Kapitaleinkünften jährlich verrechnet werden dürfen, 
wird aufgehoben. 

Hinweis: Allerdings bleibt die allgemeine Verlustausgleichs-
beschränkung für Verluste aus Kapitalvermögen erhalten, so 
dass diese auch künftig nicht mit positiven Einkünften aus 
anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden können. Mög-
lich ist also auch weiterhin nur ein Ausgleich mit positiven 
Kapitaleinkünften, nunmehr jedoch über den Betrag von 
20.000 € jährlich hinaus. 
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Alle Steuerzahler 

Neuerungen durch das JStG 2024 und 
das SteFeG 
Neben dem Jahressteuergesetz 2024 wurde Ende des Jah-
res auch das sog. Steuerfortentwicklungsgesetz (SteFeG) 
verabschiedet. Anbei eine Zusammenfassung der wichtigs-
ten Neuregelungen, die für alle Steuerzahler relevant sind: 

n Der Grundfreibetrag steigt für 2025 um 312 € auf 
12.096 €, der steuerliche Kinderfreibetrag wird für das 
Jahr 2025 um 30 € auf 3.336 € pro Elternteil angehoben. 
Zusammen mit dem Freibetrag für den Betreuungs- und 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (1.464 €) ergibt sich 
eine Anhebung des zur steuerlichen Freistellung des Kin-
derexistenzminimums dienenden Betrags auf insgesamt 
4.800 € pro Elternteil beziehungsweise 9.600 € pro Kind. 

n Das Kindergeld wurde von bisher 250 € zum 1.1.2025 um 
5 € auf 255 € pro Kind und Monat erhöht. Mit Wirkung zum 
1.1.2026 ist eine Erhöhung um weitere 4 € pro Kind und 
Monat vorgesehen. 

n Kinderbetreuungskosten sind ab 2025 im Umfang von 
80 % (bislang 2/3) als Sonderausgaben abziehbar, höchs-
tens bis zum Betrag von 4.800 € (bislang 4.000 €).  

Hinweis: Aufwendungen für Unterricht, die Vermittlung be-
sonderer Fähigkeiten sowie für sportliche und andere Frei-
zeitbetätigungen sind in diesem Zusammenhang nicht ab-
ziehbar. 

n Für Photovoltaikanlagen, die nach dem 31.12.2024 an-
geschafft, in Betrieb genommen oder erweitert werden, 
wird die für die Anwendung der Steuerbefreiung maximal 
zulässige Bruttoleistung auf 30 Kilowatt (peak) je Wohn- 
oder Gewerbeeinheit für alle Gebäudearten vereinheitlicht. 
Bisher waren es bei Gebäuden mit mehreren Wohn-/Ge-
werbeeinheiten nur 15 Kilowatt (peak)/je Wohn- oder Ge-
werbeeinheit. Außerdem wird klargestellt, dass es sich bei 
der Steuerbefreiung um eine Freigrenze und nicht um ei-
nen Freibetrag handelt. Wie bisher darf die Bruttoleistung 
insgesamt höchstens 100 Kilowatt (peak) pro Steuerpflich-
tigen oder Mitunternehmerschaft betragen. 

n Bonuszahlungen, die die gesetzlichen Krankenkassen 
für gesundheitsbewusstes Verhalten leisten, gelten ab 
2025 dauerhaft bis zu 150 € pro versicherte Person und 
Beitragsjahr als nicht steuerbare Leistung der Kranken-
kasse. Übersteigen die Bonusleistungen der Kranken-
kasse den Betrag von 150 €, sind die Bonuszahlungen in 
Höhe des übersteigenden Betrags nicht als Beitragsrück-
erstattung zu qualifizieren, wenn der Steuerpflichtige dies 
nachweisen kann. 

 
 

 
 

 

Solidaritätszuschlag (noch) 
verfassungsgemäß 
Das Bundesverfassungsgericht hat eine Verfassungsbe-
schwerde gegen das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 zu-
rückgewiesen. Nach Auffassung der Richter ist die Erhe-
bung des Solidaritätszuschlags (im Folgenden SolZ) noch 
verfassungsgemäß. 

Hintergrund: Der SolZ wurde zunächst vom 1.7.1991 bis 
zum 30.6.1992 und wird seit dem 1.1.1995 zur Finanzierung 
der mit der deutschen Einheit verbundenen Kosten als sog. 
Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und Körperschafts-
teuer erhoben. Bei der Einkommensteuer gilt für die Erhe-
bung des SolZ eine Freigrenze. Diese Freigrenze wurde ab 
dem Jahr 2021 deutlich angehoben, sodass ein Großteil der 
Einkommensteuerpflichtigen nicht mehr mit dem SolZ belas-
tet wird. 

Sachverhalt: Die Beschwerdeführer des Verfahrens verfol-
gen das Ziel der vollständigen Abschaffung des SolZ mit Wir-
kung zum 1.1.2020. Sie sind der Auffassung, dass die Wei-
tererhebung des ursprünglich mit den Kosten der Wiederver-
einigung begründeten SolZ mit dem Auslaufen des sog. So-
lidarpakts II am 31.12.2019 verfassungswidrig geworden ist. 
Darüber hinaus verstoße der SolZ gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz, da er bei der Einkommensteuer nur noch 
zulasten von Besserverdienern erhoben wird. 

Entscheidung: Die Richter des BVerfG wiesen die Verfas-
sungsbeschwerde zurück: 

n Der zum 1.1.1995 eingeführte SolZ stellt eine Ergänzungs-
abgabe im Sinne des Grundgesetzes dar. Eine solche Er-
gänzungsabgabe setzt einen aufgabenbezogenen finan-
ziellen Mehrbedarf des Bundes voraus, der durch den Ge-
setzgeber allerdings nur in seinen Grundzügen zu umrei-
ßen ist. Im Fall des SolZ ist dies der wiedervereinigungs-
bedingte finanzielle Mehrbedarf des Bundes. 

n Ein evidenter Wegfall des Mehrbedarfs begründet eine 
Verpflichtung des Gesetzgebers, die Abgabe aufzuheben 
oder ihre Voraussetzungen anzupassen. Insoweit trifft den 
Bundesgesetzgeber – bei einer länger andauernden Erhe-
bung einer Ergänzungsabgabe – eine Beobachtungsoblie-
genheit. 

n Ein offensichtlicher Wegfall des auf den Beitritt der damals 
neuen Länder zurückzuführenden Mehrbedarfs des Bun-
des kann auch heute (noch) nicht festgestellt werden. Eine 
Verpflichtung des Gesetzgebers zur Aufhebung des SolZ 
ab dem Veranlagungszeitraum 2020 bestand und besteht 
demnach nicht. 

Hinweis: Aus der Entscheidung folgt nicht, dass der SolZ un-
begrenzt weiter erhoben werden darf. Sollte der wiederver-
einigungsbedingte finanzielle Mehrbedarf des Bundes evi-
dent entfallen sein, muss der SolZ als Ergänzungsabgabe 
abgeschafft werden. Wann dies der Fall sein wird, ist offen. 

 


